 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5101439/2017

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Gber die Beschwerde vom 11. Juli 2017 gegen den Bescheid des Finanzamtes
*KEEEA*** yom 23. Juni 2017, Steuernummer ***BF1StNr1***, betreffend die Festsetzung
einer Zwangsstrafe in Hohe von € 300 wegen Nichtabgabe der Einkommensteuer- und
Umsatzsteuererklarungen 2015 zu Recht erkannt:

l. Der Beschwerde wird gemal § 279 BAO Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid
wird aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Bisheriger Verfahrensgang

Am 18.12.2015 wurden Einkommensteuer- und Umsatzsteuerformulare fiir 2015 an den
Beschwerdefihrer (in der Folge kurz: Bf.) versandt.

Da vom Bf. die Abgabenerklarungen nicht eingereicht wurden, teilte das Finanzamt dem Bf. mit
Bescheid vom 23.05.2017, zugestellt am 26.05.2017, mit, dass er offenbar libersehen hatte, die
Einkommensteuererklarung 2015 und die Umsatzsteuererklarung 2015 fristgerecht
einzureichen, und ersuchte ihn, dies bis 14.06.2017 nachzuholen. Es wurde darauf
hingewiesen, dass falls diesem Ersuchen nicht Folge geleistet werde, gegen ihn eine
Zwangsstrafe von € 300 festgesetzt werden kénne (Androhung im Sinne des § 111 Abs. 2 der
Bundesabgabenordnung).

Mit Schreiben vom 17.06.2017, welches der Bf. am 19.06.2017 in einen Briefkasten des
Finanzamts ***FA*** einwarf, teilte er mit, dass die Behauptung des Finanzamtes er hatte
Ubersehen die Einkommenssteuererklarung und Umsatzsteuerklarung fristgerecht abzugeben,
falsch sei. Das Finanzamt habe wohl Gbersehen, dass ihn der Steuerberater ***1*** jn
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steuerrechtlichen Angelegenheiten vertrete. Wenn das Finanzamt Steuerklarungen wiinsche,
moge es sich an seinen Steuerberater und nicht an ihn wenden.

Anlasslich eines Telefonats des zustandigen Sachbearbeiters mit einem Mitarbeiter des
Steuerberaters ***1*** am 21.06.2017, gab dieser bekannt, dass seitens des Steuerberaters
schon seit Wochen kein Kontakt mehr zum Bf. bestehe. Anrufe bzw. Mitteilungen auf das
Handy des Bf. wiirden nicht angenommen bzw. nicht erwidert.

Daraufhin erlieS das Finanzamt ***FA*** am 23.06.2017 einen Bescheid, mit welchem die mit
Bescheid vom 23. Mai 2017 angedrohte Zwangsstrafe gemal} § 111 Bundesabgabenordnung
mit € 300 festgesetzt wurde. Gleichzeitig wurde der Bf. aufgefordert, die bisher nicht
abgegebenen Abgabenerklarungen bis 14. Juli 2017 beim Finanzamt einzureichen. Begriindet
wurde die Festsetzung der Zwangsstrafe damit, dass diese erforderlich gewesen sei, weil der
Bf. die vorgenannten Abgabenerklarungen nicht bis 14. Juni 2017 eingereicht habe.

Am 05.07.2017 reichte der Bf. die Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen 2015 beim
Finanzamt ***FA*** ein,

Am 11.07.2017 brachte der Bf. Beschwerde gegen den Bescheid liber die Festsetzung der
Zwangsstrafe ein und fuhrte darin im Wesentlichen Folgendes aus:

Er habe den am 23. Juni 2017 ausgestellten Bescheid am 10. Juli 2017 erhalten und erhebe
innerhalb offener Frist das Rechtsmittel der Beschwerde. Seit gut 15 Jahren vertrete ihn
Steuerberater ***1*** und dieser mache auch die Steuerklarungen fir ihn, was der
Finanzbehorde bekannt sei. Als er noch bei der Firma ***2*** gearbeitet habe, habe sich die
Finanzbehorde bei ausstiandigen Steuererklarungen immer direkt an die
Steuerberatungskanzlei ***1*** gewendet und nicht an ihn. Warum sich nun die
Finanzbehorde an ihn wende, sei fir ihn nicht nachvollziehbar. Herr ***3*** yon der
Steuerkanzlei ***1*** habe mehrmals versucht ihn zu erreichen um die entsprechenden
Steuererklarungen rechtzeitig abgeben zu kdnnen. Das sei ihm aber nicht gelungen, da er sein
Mobiltelephon mehrmals gewechselt habe. Er habe 2015 und 2016 keine Einkiinfte aus
Gewerbebetrieb, deswegen habe er an entsprechende Steuererklarungen nicht gedacht und er
sei sich daher auch keiner Schuld bewusst. Beide Steuererklarungen seien nun fristgerecht
abgegeben worden. Er stelle daher den Antrag seiner Beschwerde stattzugeben und den
Bescheid vom 23. Juni 2017 aufzuheben.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 14.08.2017, zugestellt durch Hinterlegung am
16.08.2017, wurde die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und zur Begriindung
Folgendes ausgefiihrt:

,Gemdfs § 134 Abs. 1 Bundesabgabenordnung (BAO) sind die Steuerkldrungen bis zum Ende des
Monates April jedes Folgejahres einzureichen. Diese Erkldrungen sind bis Ende des Monates
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Juni einzureichen, wenn die Ubermittlung elektronisch erfolgt. Diese Fristen knnen vom
Bundesminister flir Finanzen allgemein erstreckt werden. Entsprechend § 134 BAO wurde vom
Bundesministerium fiir Finanzen die Abgabe der Steuererklérungen 2015 in Form einer
Vereinbarung mit der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder eine ,,Quotenregelung” erlassen.
Demnach galt hinsichtlich der zum 31. Mdrz 2017 noch offenen Fdlle betreffend die
Steuererkldrungen 2015 die Frist zur Abgabe dieser Féille bis zum 30. April 2017 als erstreckt.

Da im gegenstdndlichen Fall weder die Steuererkldrungen fristgerecht eingereicht, noch ein
rechtzeitiges, begriindetes Einzelansuchen eingereicht wurde, erging mit 23. Mai 2017 ein
entsprechendes Erinnerungsschreiben unter Androhung einer Zwangsstrafe nach § 111 BAO.
Als Nachreichungsffrist fiir die bislang verabséumten Handlungen — Abgabe der
Steuererkldrungen 2015 — wurde der 14. Juni 2017 vermerkt. Sollten die Steuererklérungen bis
zu diesem Termin wiederum nicht eingereicht werden, wurde die Festsetzung der Zwangsstrafe
in Héhe von € 300,- angekiindigt. Anstatt der Nachreichung der Steuererklérungen 2015 wurde
lhrerseits am 19. Juni 2017 lediglich ein Schreiben mit dem Hinweis auf die Beauftragung lhres
gewdhlten steuerlichen Vertreters verwiesen. Am 21. Juni 2017 wurde daraufhin der von lhnen
angefiihrte Vertreter telefonisch kontaktiert und der aktuelle Verfahrensstand umfassend
erértert.

Beziiglich der angesprochenen Bescheidzustellung zu lhren Hédnden wird festgehalten, dass
keine Zustellvollmacht an den steuerlichen Vertreter aktenkundig ist. Vielmehr wurde eine
solche Zustellvollmacht am 11. Jdnner 2012 von Ilhrem angesprochenen Vertreter explizit
geldscht.

Weiters wird angemerkt, dass gem. § 83 Abs. 5 BAO in Verbindung mit § 9 ZustG eine
Zustellvollmacht eine direkte Zustellung an den Abgabepflichtigen nicht ausschliefst!

Durch die Beauftragung eines steuerlichen Vertreters mit der Erstellung der Steuererklérung
erlischt keinesfalls die persénliche Verpflichtung zur Erfiillung der abgabenrechtlichen
Verpflichtungen, da es sich hier um eine Vereinbarung nach biirgerlichem Recht handelt. Auch
haben Kommunikationsprobleme zwischen dem Abgabepflichtigen und dessen Vertreter
keinerlei Einfluss auf das Abgabeverfahren. Auch ein allféilliges Fehlverhalten des mit der
Abgabe der Steuererkldrungen beauftragten Vertreters (nach biirgerlichem Recht) muss sich
der Abgabepflichtige anrechnen lassen.

Auch die Aussage, dass Sie sich zur Abgabe der Steuererkldrung nicht verpflichtet wéihnten,
geht ins Leere, da durch die gezielte Aufforderung (Erinnerung) zur Nachreichung der
Steuererkldrungen 2015 klar erkennbar war, welcher Handlungen es bedarf um die gesetzlich
vorgegebenen Aufgaben zu erfiillen.
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In Anbetracht der langen Zeitspanne zwischen dem gesetzlichen Abgabetermin und der
Festsetzung der Zwangsstrafe erscheint auch die Hé6he der Zwangsstrafe von lediglich 3 % des
méglichen Héchstbetrages mehr als angemessen. “

Mit Schreiben vom 04.09.2017, eingebracht durch Einwurf beim Finanzamt am 04.09.2017,
brachte der Bf. vor, dass der Termin zur fristgerechten Abgabe einfach verpasst worden sei,
was aber noch nicht eine Strafe von € 300 rechtfertige. Weiters fihrte der Bf. aus, dass seine
Ersparnisse aufgebraucht seien, er von etwa € 1.200 AMS-Geld lebe und er die
Beschwerdevorentscheidung vom 14.08.2017 nicht akzeptieren kdonne; Weiterleitung an das
Bundesfinanzgericht seiner Beschwerde habe er zu beantragen.

Am 12.09.2017 stellte er mit weiterem mit 04.09.2017 datiertem Schreiben die Antrage auf
Weiterleitung der Beschwerde an das Bundesfinanzgericht zur Entscheidung und auf
Aussetzung der Mutwillenstrafe [gemeint: Zwangsstrafe] bis zur Entscheidung des
Bundesfinanzgerichtes.

Die belangte Behorde legte die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht am 29.09.2017 vor und
regte die Abweisung der Beschwerde aus den in der Beschwerdevorentscheidung genannten
Grinden an.

Am 07.12.2023 wurde die belangte Behoérde ersucht, bekannt zu geben, wann der Bescheid
vom 23.06.2017 Uber die Festsetzung der Zwangsstrafe zugestellt wurde und wann die
Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen 2015 nachgereicht wurden und — sofern
vorhanden — Belege dazu vorzulegen.

Die belangte Behorde teilte dazu am 12.12.2023 mit, dass die Zustellung des Bescheides vom
23.06.2017 ohne Zustellnachweis (Normalzustellung) erfolgt sei und die Einkommensteuer-
und Umsatzsteuererklarung fiir das Jahr 2015 laut Eingangsstempel am 05.07.2017 in das
Postfach der Abgabenbehdrde eingeworfen worden seien. Die Erklarungen wurden als
Beilagen libermittelt.

Il. Uber die Beschwerde wurde erwogen:

1. Sachverhalt

Mangels Einreichung der bereits falligen Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen
2015 wurde der Bf. mit Bescheid vom 23.05.2017, zugestellt am 26.05.2017, unter Androhung
einer Zwangsstrafe in Hohe von € 300 zur Einreichung dieser Erklarungen bis 14.06.2017
aufgefordert.

4von 9



Seite 5von 9

Da dieser Aufforderung seitens des Bf. nicht nachgekommen wurde, setzte die belangte
Behorde mit Bescheid vom 23.06.2017, zugestellt am 10.07.2017, die angedrohte Zwangsstrafe
in Hohe von € 300 fest.

Die Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen 2015 wurden am 05.07.2017
nachgereicht.

Die Zustellvollmacht des steuerlichen Vertreters wurde von diesem selbst mit 11.01.2012
begrenzt (s. Abfrage des Zustellungsbevollmachtigten im Abgabeninformationssystem vom
14.08.2017). Mehrmalige Kontaktaufnahmeversuche des Steuerberaters mit dem Bf. zwecks
rechtzeitiger Abgabe der Steuererklarungen blieben erfolglos.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich — soweit im Folgenden nicht eigens darauf
eingegangen wird — aus dem vom Finanzamt vorgelegten Verwaltungsakt, der
Anfragebeantwortung der belangten Behdrde vom 12.12.2023 und aus Abfragen im
elektronischen Abgabeninformationssystem der Finanzverwaltung.

In der Beschwerde fiihrte der Bf. aus, er habe den Bescheid vom 23. Juni 2017 am 10. Juli 2017
erhalten. Laut Auskunft der belangten Behorde wurde der Bescheid ohne Zustellnachweis
zugestellt; weitere Angaben zur Zustellung konnten nicht gemacht werden.

Im Fall einer Zustellung ohne Zustellnachweis gilt zwar gemal § 26 Abs. 2 Zustellgesetz (ZustG)
grundsitzlich die Zustellung als am dritten Werktag nach der Ubergabe an das Zustellorgan
bewirkt, im Zweifel hat aber die Behérde die Tatsache und den Zeitpunkt der Zustellung von
Amts wegen festzustellen.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes flihrt das Bestreiten eines
Empfangers zu Zweifeln, welche die Behorde zur Feststellung der Tatsache der Zustellung
verpflichtet (vgl. VwGH 27.11.2008, 2007/16/0207). Die Behorde trifft somit die Beweislast flir
den Zeitpunkt der Zustellung (vgl. VWGH 24.06.2008, 2007/17/0202).

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu § 26 Abs. 2 ZustG hat die
Behorde bei Zustellungen ohne Zustellnachweis die Folge zu tragen, dass der Behauptung der
Partei, sie habe ein Schriftstiick nicht empfangen, nicht wirksam entgegengetreten werden
kann. Bei bestrittenen Zustellungen ohne Zustellnachweis hat die Behorde die Tatsache der
Zustellung nachzuweisen. In diesem Fall muss — mangels Zustellnachweises — der Beweis der
erfolgten Zustellung auf andere Weise von der Behorde erbracht werden. Gelingt dies nicht,
muss die Behauptung der Partei liber die nicht erfolgte Zustellung als richtig angenommen
werden. Diese Grundsatze gelten auch fir den Nachweis des Zeitpunktes einer — unstrittig
erfolgten — Zustellung ohne Zustellnachweis (vgl. VWGH 31.08.2023, Ra 2023/08/0011, mwN).
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Da die belangte Behdrde keine Nachweise dafiir erbringen konnte, dass der Bescheid nicht wie
vom Bf. behauptet am 10.07.2017 zugestellt wurde, musste die Behauptung des Bf. (iber den
Zustellzeitpunkt als richtig angenommen werden.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Stattgabe)
§ 111 BAO idF BGBI. | Nr. 99/2007 lautet:

(1) Die Abgabenbehdrden sind berechtigt, die Befolgung ihrer auf Grund gesetzlicher
Befugnisse getroffenen Anordnungen zur Erbringung von Leistungen, die sich wegen ihrer
besonderen Beschaffenheit durch einen Dritten nicht bewerkstelligen lassen, durch
Verhangung einer Zwangsstrafe zu erzwingen. Zu solchen Leistungen gehort auch die
elektronische Ubermittlung von Anbringen und Unterlagen, wenn eine diesbeziigliche
Verpflichtung besteht.

(2) Bevor eine Zwangsstrafe festgesetzt wird, muR der Verpflichtete unter Androhung der
Zwangsstrafe mit Setzung einer angemessenen Frist zur Erbringung der von ihm verlangten
Leistung aufgefordert werden. Die Aufforderung und die Androhung miussen schriftlich
erfolgen, auBer wenn Gefahr im Verzug ist.

(3) Die einzelne Zwangsstrafe darf den Betrag von 5 000 Euro nicht ibersteigen.
(4) Gegen die Androhung einer Zwangsstrafe ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulassig.

Gemal § 133 Abs. 1 BAO bestimmen die Abgabenvorschriften, wer zur Einreichung einer
Abgabenerklarung verpflichtet ist. Zur Einreichung ist ferner verpflichtet, wer hiezu von der
Abgabenbehorde aufgefordert wird. Die Aufforderung kann auch durch Zusendung von
Vordrucken der Abgabenerklarungen erfolgen.

Wird eine Person zur Einreichung einer Abgabenerklarung aufgefordert, dann besteht eine
Verpflichtung zur Abgabe einer Abgabenerklarung auch dann, wenn diese die Rechtsansicht
vertritt, nicht abgabepflichtig zu sein. Sie wird auch in diesem Fall auf Grund der Aufforderung
die fiir den Bestand und Umfang der Abgabepflicht bedeutsamen Umstdande nach MaRgabe
der Abgabenvorschriften offenzulegen haben (vgl. VWGH 20.03.2007, 2007/17/0063).

Die Abgabenerklarungen fir die Einkommensteuer, die Kérperschaftsteuer, die Umsatzsteuer
sowie fiir die Feststellung der Einklinfte (§ 188 BAO) sind gemaf § 134 Abs. 1 BAO bis zum
Ende des Monates April jedes Folgejahres einzureichen. Diese Abgabenerklarungen sind bis
Ende des Monates Juni einzureichen, wenn die Ubermittlung elektronisch erfolgt. Diese Fristen
kénnen vom Bundesminister fiir Finanzen allgemein erstreckt werden.

6von9



Seite 7von 9

Im gegenstandlichen Beschwerdefall hatte der Bf. die Einkommensteuer- und
Umsatzsteuererklarung 2015 demgemaR bis zum Ende des Monats April 2016 bzw. — bei
elektronischer Ubermittlung — bis zum Ende des Monats Juni 2016 einreichen miissen. Der
Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass daran auch die erlassmaRige
Quotenregelung fiir Parteienvertreter nichts dndert, weil der Bundesminister fiir Finanzen von
derin § 134 Abs. 1 BAO enthaltenen Verordnungsermachtigung bisher keinen Gebrauch
gemacht hat und erlassmalige Zufristungen nicht zu einer Fristverlangerung fiihren, sondern
lediglich das Vertrauen des Abgabepflichtigen vor der Festsetzung von Verspatungszuschlagen
schiitzen (Ritz, BAO’ § 134 Rz 2 und 3). Im Ubrigen wurde diese Zufristung im gegenstindlichen
Fall ohnehin bericksichtigt, da laut Erlass des BMF vom 2.2.2010, BMF-280000/0016-
IV/2/2010, betreffend Einbringung von Abgabenerklarungen durch Quotenvertreter/innen
Abgabenerkldarungen ohne Fristverlangerungsansuchen als rechtzeitig gelten, wenn sie bis
spatestens 31. Marz (bzw. 30. April) des auf das Veranlagungsjahr zweitfolgenden
Kalenderjahrs eingebracht werden, und die erstmalige Aufforderung zur Einreichung der
Abgabenerklarungen 2015 erst mit Bescheid vom 23. Mai 2017, daher nach dem Ablauf der
Quotenfrist fiir Parteienvertreter am 30. April 2017, erfolgte.

Fest steht daher, dass der Bf. seiner Verpflichtung zur fristgerechten Abgabe der
Steuererklarung (weil vom Finanzamt aufgefordert) nicht nachgekommen ist. Irrelevant ist
dabei, dass es flir das Jahr 2015 schlieRlich zu keiner Abgabenvorschreibung gekommen ist.

Zweck der Zwangsstrafe ist es insbesondere, die Partei zur Erflllung ihrer abgabenrechtlichen
Pflichten zu verhalten (vgl. VWGH 15.12.2022, Ra 2022/13/0023; VWGH 19.04.2018, Ra
2016/15/0030; VWGH 26.3.2014, 2013/13/0022). Nach der standigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes stellt die Einreichung von Abgabenerklarungen eine mittels
Zwangsstrafe nach § 111 BAO erzwingbare Leistung dar (vgl VWGH 26.3.2014, 2013/13/0022,

mwN).

GemalR § 111 Abs. 2 BAO ist der Verpflichtete vor der Festsetzung der Zwangsstrafe unter
Androhung der Zwangsstrafe mit Setzung einer angemessenen Frist zur Erbringung der von ihm
geforderten Leistung aufzufordern. Liegt eine wirksame Zustellung einer schriftlichen
Aufforderung im Sinne des § 111 Abs. 2 BAO vor, so sind die Voraussetzungen fiir die
Verhangung der Zwangsstrafe erflillt, wenn die von der Behdrde gesetzte Frist (so sie als
angemessen zu qualifizieren ist) bei Erlassung des erstinstanzlichen Bescheids ungenitzt
verstrichen ist (vgl. VWGH 10.08.2010, 2010/17/0082).

Aus dem Bescheid der belangten Behdrde vom 23.05.2017, mit dem der Bf. darauf
hingewiesen wurde, er habe offenbar libersehen, die Steuererklarungen 2015 fristgerecht
einzureichen und mit dem er ersucht wurde, dies bis 14.06.2017 nachzuholen, war fiir den Bf.
klar erkennbar, welche Leistung von ihm verlangt wurde, ndamlich die Einreichung der
Abgabenerkldrungen fiir das Jahr 2015. Auch war die Hohe der angedrohten Zwangsstrafe klar
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ersichtlich und wurde die Frist zur Nachholung der versaumten Handlung mit ca. drei Wochen
ausreichend bemessen. Es konnte daher fiir den Bf. nicht der geringste Zweifel bestehen,
welche Leistung er binnen welcher Frist zu erbringen hatte und welche Konsequenzen mit der
Nichtabgabe der Steuererklarungen verbunden sein werden. Die Voraussetzungen fir die
Festsetzung einer Zwangsstrafe lagen daher zunachst vor.

Die Verhdangung einer Zwangsstrafe — etwa zur Erzwingung von Abgabenerklarungen —ist nur
unzuldssig, wenn die Leistung unmoglich, die Erflllung unzumutbar oder bereits erfolgt ware
(vgl. VWGH 13.9.1988, 88/14/0084). MaRgebend ist diesbeziiglich der Zeitpunkt der
Wirksamkeit des die Zwangsstrafe festsetzenden Bescheides; wird die Anordnung erst danach
befolgt, so andert dies nichts an der RechtmaRigkeit des zuvor erlassenen
Zwangsstrafenbescheides (vgl Ritz, BAO’ § 111 Rz 1 und die dort zitierte Judikatur).

Die bescheidmaRige Festsetzung einer Zwangsstrafe ist unzuldssig, wenn der Anordnung der
Behorde (gleichgliltig, ob fristgerecht oder nach Ablauf der bestimmten Frist) vor Zustellung
des Festsetzungsbescheides entsprochen wurde. Maligeblicher Zeitpunkt fur die Erbringung
der angeordneten Leistung(en) ist namlich die Wirksamkeit (§ 97 BAO) des die Zwangsstrafe
festsetzenden Bescheides (VWGH 22.04.1991, 90/15/0186).

Durch die Einbringung der Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen 2015 durch den
Bf. am 05.07.2017 (und somit vor Bescheidzustellung am 10.07.2017) wurde die Festsetzung
der Zwangsstrafe unzulassig, weshalb der Beschwerde stattzugeben und der angefochtene
Bescheid aufzuheben war.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenstandlichen Beschwerdefall lag keine Rechtsfrage vor, der grundsatzliche Bedeutung
zukam. Die im Beschwerdefall zu I6senden Rechtsfragen beschrankten sich auf Rechtsfragen,
welche bereits in der bisherigen VWGH-Rechtsprechung (insbesondere VwGH 31.08.2023, Ra
2023/08/0011; VWGH 22.04.1991, 90/15/0186) beantwortet wurden. Im Ubrigen hing der
Beschwerdefall von der Loésung von nicht Gber den Einzelfall hinausgehenden
Sachverhaltsfragen ab.

Linz, am 12. Dezember 2023

8von9



Seite 9 von 9

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Bisheriger Verfahrensgang
	II. Über die Beschwerde wurde erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Stattgabe)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



